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CH-3003 Bern, KMU-Forum 

Beschleunigung von Baubewilligungsverfahren 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Anlässlich ihrer Sitzung vom 18. Dezember 2025 hat sich unsere ausserparlamentarische 

Kommission mit der Thematik der Beschleunigung von Baubewilligungsverfahren befasst. Im 

Rahmen der Umsetzung des Unternehmensentlastungsgesetzes hat der Bundesrat am 14. 

Mai 2025 eine Bereichsstudie in Auftrag gegeben, um Entlastungspotenziale für Unternehmen 

bei den Planungs- und Baubewilligungsverfahren für den Gewerbebau (Bürogebäude sowie 

Industrie- und Gewerbebauten) zu analysieren.  

Wir danken Herrn Stephan Scheidegger, stellvertretender Direktor des ARE, und Herrn Dr. 

Thomas Kappeler, Leiter der Sektion Recht des ARE, für ihre Teilnahme an dieser Sitzung. 

Unsere Kommission wurde von Ihnen als Sounding Board konsultiert, um Einschätzungen der 

Mitglieder als Unternehmerinnen und Unternehmer zu möglichen Lösungsansätzen zu erhal-

ten. Nachfolgend finden Sie eine konsolidierte Zusammenfassung Ihrer Anmerkungen zu den 

einzelnen gestellten Fragen sowie weitere Empfehlungen. 

Planungsverfahren 

Beschränkung der Anfechtbarkeit von Nutzungsplänen aus qualitätssichernden Verfahren 

• Massnahmenbeschrieb: Es soll eine gesetzliche Grundlage geschaffen werden, um bei 

Nutzungsplänen (insbesondere Sondernutzungsplänen) die Ergebnisse aus qualitätssi-

chernden Verfahren stärker gewichten zu können. Themen, die in Juryberichten abgehan-

delt wurden, sollen nicht mehr mit Rechtsmitteln angefochten werden können. 

• Beurteilung des ARE: Die Umsetzung ist schwierig, da es keine allgemein anerkannten 

Standards für qualitätssichernde Massnahmen gibt. Zudem wäre es rechtsstaatlich proble-

matisch, Nachbarn in einzelnen Punkten das Recht auf gerichtliche Überprüfung eines Vor-

habens zu entziehen. 

• Beurteilung der Mitglieder des KMU-Forums: Sie befürworten die vorgeschlagene Mass-

nahme grundsätzlich, teilen jedoch die vom ARE geäusserten Vorbehalte. 

Per E-Mail 

rechtsdienst@are.admin.ch 

Bundesamt für Raumentwicklung (ARE) 
Worblentalstrasse 66 
3063 Ittigen 

Sachbearbeiter/in: mup 

Bern, 16.02.2026 
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Baubewilligungsverfahren 

Publikation von Baugesuchen erst bei vollständigen Baugesuchsunterlagen 

• Massnahmenbeschrieb: Mangelhafte Baugesuchsunterlagen sollen zuerst von der Bau-

herrschaft bereinigt werden, bevor das Vorhaben publiziert wird. Da der Bund den Kantonen 

das Verfahren nicht verbindlich vorschreiben kann, muss er sich mit einer entsprechenden 

Empfehlung begnügen. 

• Beurteilung des ARE: Die Massnahme setzt bei einer zentralen Ursache für Verfahrensver-

zögerungen an. Sie kann spürbar zur Beschleunigung der Verfahren beitragen und lässt 

sich vergleichsweise einfach umsetzen. 

• Beurteilung der Mitglieder des KMU-Forums: Die vorgeschlagene Massnahme wird befür-

wortet. Unverbindliche Vorprüfungen oder Voranfragen helfen dabei, gewisse Herausforde-

rungen frühzeitig zu identifizieren und anzugehen. Grundsatzfragen (Zonenkonformität, 

Ausnützung etc.) können so frühzeitig und nicht erst im formellen Verfahren geklärt werden. 

Werden regulatorische oder prozessuale Anforderungen erst im Verfahren klar, kommen 

nachträgliche Projektänderungen häufig vor, die den Prozess dann verzögern. Ebenso 

kann eine zu späte Einbindung von Fachstellen (z. B. Denkmalpflege, Umwelt) ein Verfah-

ren verlängern oder unmöglich machen. Oftmals verzögert sich ein Gesuch darüber hinaus 

auf unbestimmte Zeit, weil eine nicht wesentliche, sondern rein formelle administrative Un-

terlage/Information fehlt oder weil die Anforderungen zu hoch sind. Die Liste der möglichen 

Abklärungen bzw. Gutachten ist lang und der Fantasie sind kaum Grenzen gesetzt: Lärm-, 

Schatten-, Verkehrs-, Klima-, Biodiversitätsgutachten. Zudem erfolgen die Forderungen 

nach entsprechenden Gutachten laufend im Prozess und wirken ebenfalls verzögernd. Die 

entsprechenden Anforderungen sind in der Regel nicht standardisiert. Diese Fragen/Prob-

lematiken sollten unserer Meinung nach ebenfalls im Rahmen der Bereichsstudie zum Ge-

werbebau untersucht bzw. berücksichtigt werden. 

Fördern des Einwendungsverfahrens 

• Massnahmenbeschrieb: Das Einwendungsverfahren erfolgt vor dem Baubewilligungsent-

scheid im erstinstanzlichen Verfahren und ermöglicht die Mitwirkung eines breiteren Perso-

nenkreises. Einwendungen begründen jedoch keinen Anspruch auf individuelle Behand-

lung; ein zusammenfassender Bericht über die eingegangenen Einwendungen ist ausrei-

chend. 

• Beurteilung des ARE: Das Einwendungsverfahren ist ein Instrument, das den Behörden 

eine effiziente Informationsbeschaffung ermöglicht und damit die Qualität und Stabilität von 

Bauentscheiden stärkt. Bei kleineren Bauvorhaben kann es allenfalls entfallen. Da der Bund 

den Kantonen das Verfahren nicht verbindlich vorschreiben kann, muss er sich mit einer 

entsprechenden Empfehlung begnügen. 

• Beurteilung der Mitglieder des KMU-Forums: Die Meinungen sind geteilt. Die im Auftrag 

Ihres Amtes und des Bundesamtes für Wohnungswesen (BWO) durchgeführte und im Juli 

2025 veröffentlichte Studie «Rechtsmittelsysteme im öffentlichen Baurecht: Übersicht und 

Auswirkungen» kommt zu dem Schluss, dass «Für die effektive Beschleunigung der Bau-

bewilligungsverfahren kann ohne Rechtsverlust auf das Einwendungsverfahren verzichtet 

werden». Das Einwendungsverfahren wird in dieser Studie auf den Seiten 53 bis 56 detail-

liert analysiert. 

https://www.bwo.admin.ch/dam/de/sd-web/-kqNtHzT4GEK/25_06_25_Rechtsmittelsysteme%20im%20%C3%B6ffentlichen%20Baurecht_AP1_%20def.pdf
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Zweiphasige Baubewilligungsverfahren (Vorschlag von Bauenschweiz) 

• Massnahmenbeschrieb: Bauenschweiz schlägt vor, dass die Bauherrschaft festlegen soll, 

welche Themen bereits im Baubewilligungsverfahren behandelt werden und welche erst bis 

zum Baubeginn erfüllt sein müssen. Insbesondere technische Prüfungen wie Brandschutz 

oder Nachweise energie-technischer Massnahmen sollen so auf den Baubeginn verscho-

ben werden können. 

• Beurteilung des ARE: Der Vorschlag könnte den Aufwand für die Bauherrschaft verringern, 

kann jedoch die Rechts- und Planungssicherheit schwächen, falls später in der Baubewilli-

gung ausgeschlossene Themen Gegenstand von Klagen werden. Zudem sollte die Festle-

gung prüfpflichtiger Themen nicht der Bauherrschaft überlassen werden, da dabei öffentli-

che Interessen betroffen sind. 

• Beurteilung der Mitglieder des KMU-Forums: Die Meinungen sind geteilt. Eine zu späte 

Einbindung von Fachstellen (Denkmalpflege, Brandschutz etc.) kann in gewissen Fällen die 

Verfahren auch verlängern. 

Kostenpflicht für Einsprachen im Baubewilligungsverfahren 

• Massnahmenbeschrieb: Einführung einer moderaten Kostenpflicht für Einsprachen im Bau-

bewilligungsverfahren. Eine Einsprache ist kostenpflichtig, wenn sie unbegründet ist und 

von der Baubewilligungsbehörde abgewiesen wird. 

• Beurteilung des ARE: Die Einführung moderater Kosten für Einsprachen könnte Verfahren-

sabläufe leicht beschleunigen und Kosten gerechter zwischen Bauherren und Einsprechern 

verteilen. Gleichzeitig steht sie jedoch in einem Spannungsverhältnis zum Grundrecht des 

Nachbarn auf rechtliches Gehör. Zudem würden moderate Kosten kaum beschleunigen, 

hohe Kosten aber wirtschaftlich schwächere Personen überproportional benachteiligen. 

Weiter ist bei den Abgabesätzen eine Differenzierung zwischen berechtigten und miss-

bräuchlichen Einsprachen kaum möglich, sodass die gewünschte Lenkungswirkung weit-

gehend entfällt. 

• Beurteilung der Mitglieder des KMU-Forums: Sie befürworten die vorgeschlagene Mass-

nahme grundsätzlich, teilen jedoch die vom ARE geäusserten Vorbehalte. Die tiefen Ein-

sprachehürden und das geringe Kostenrisiko für Einsprachen stellen tatsächlich ein Prob-

lem dar. Neben materiell-rechtlichen Gründen sind Einsprachen aus taktischen, emotiona-

len oder monetären Gründen wahrscheinlich. Die zugehörigen Fristen sind zudem eher lang 

und die mehrstufigen Rechtsmittelzüge verlängern den Prozess ebenfalls. Oft fordern Ge-

richte darüber hinaus zusätzliche Abklärungen in Form von Gutachten, Simulationen oder 

Plänen, insbesondere bei Projekten in dicht besiedelten Gebieten oder bei Umnutzungen. 

Rechtsmittelverfahren 

Beschränkung der Beschwerdelegitimation in Planungs- und Baubewilligungsverfahren 

• Massnahmenbeschrieb: Die Beschwerdelegitimation in Planungs- und Baubewilligungsver-

fahren soll auf Personen beschränkt werden, die durch ein Vorhaben besonders betroffen 

sind; ein Wohnsitz im Umkreis von 100 Metern soll für sich allein noch keine Legitimation 

begründen können. 
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• Beurteilung des ARE: Die Beschränkung der Beschwerdelegitimation auf besonders Be-

troffene kann den Aufwand für Rechtmittelinstanzen verringern, die Anzahl rechtsmiss-

bräuchlicher Beschwerden reduzieren und so Bauverfahren beschleunigen. Verbindliche 

Vorgaben hierfür kann der Bund den Kantonen jedoch nicht machen. 

• Beurteilung der Mitglieder des KMU-Forums: Die vorgeschlagene Massnahme wird befür-

wortet. 

Einschränkung der zulässigen Rügegründe auf eigene schutzwürdige Interessen 

• Massnahmenbeschrieb: Einsprecher und Beschwerdeführer sollen Rügen nur zu Punkten 

erheben dürfen, die ihre eigenen schutzwürdigen Interessen betreffen (sog. rügespezifi-

sche Legitimation). Für jede vorgebrachte Rüge muss ein entsprechendes schutzwürdiges 

Interesse nachgewiesen werden, andernfalls wird auf die Rüge nicht eingetreten. 

• Beurteilung des ARE: Die Beschränkung der Rügegründe auf eigene schutzwürdige Inte-

ressen kann den Aufwand für Rechtmittelinstanzen verringern, die Anzahl rechtsmiss-

bräuchlicher Beschwerden reduzieren und so Bauverfahren beschleunigen. Es ist aller-

dings auch möglich, dass der Aufwand der Rechtsmittelinstanzen lediglich verlagert wird – 

von der materiellen Prüfung der Rügepunkte zur formellen Prüfung der Zulässigkeit der 

erhobenen Rügen. Die Beschleunigungswirkung wäre dann entsprechend geringer. Ver-

bindliche Vorgaben zur Einschränkung der zulässigen Rügen kann der Bund den Kantonen 

jedoch nicht machen. 

• Beurteilung der Mitglieder des KMU-Forums: Sie befürworten die vorgeschlagene Mass-

nahme grundsätzlich, teilen jedoch die vom ARE geäusserten Vorbehalte. 

Ressourcen 

Ausreichende Ausstattung der Bewilligungsinstanzen 

• Massnahmenbeschrieb: Die Bewilligungsinstanzen sollen durch eine Aufstockung der fi-

nanziellen, personellen und materiellen Ressourcen gestärkt werden. Zusätzlich wird eine 

gezielte Förderung der Ausbildung des Personals vorgesehen, um die Leistungsfähigkeit 

und Effizienz der Instanzen zu erhöhen. 

• Beurteilung des ARE: Die Aufstockung der personellen, finanziellen und materiellen Res-

sourcen der Bewilligungsinstanzen trägt zur Verbesserung der Qualität von Bauvorhaben 

bei, beschleunigt die Verfahren und stärkt die Qualität und Stabilität von Bauentscheiden. 

Verbindliche Vorgaben dafür kann der Bund den Kantonen jedoch nicht machen. 

• Beurteilung der Mitglieder des KMU-Forums: Die vorgeschlagene Massnahme wird befür-

wortet. In Bauverwaltungen herrscht teilweise Personalmangel bzw. das notwendige Know-

how für die sehr komplexen Verfahren ist aufgrund hoher Fluktuation nicht (mehr) vorhan-

den. Der Kanton Bern bietet Ausbildungen für Bauverwalter an. Es wäre zu prüfen, ob der 

Bund solche Ausbildungen anbieten bzw. unterstützen könnte. 
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Weitere für die Mitglieder des KMU-Forums relevante Aspekte 

Die Mitglieder des KMU-Forums sind der Meinung, dass die folgenden Aspekte/Fragen im 

Rahmen der Bereichsstudie zum Gewerbebau noch berücksichtigt werden sollten: 

Verbesserung der Koordination zwischen den Behörden/Stellen 

Die Regulierung im baulichen Bereich ist dicht gefasst, findet auf unterschiedlichen Staatsebe-

nen statt und ist miteinander verflochten. Sie umfasst die Nutzungsplanung, das kantonale 

Recht sowie das Bundesrecht, zu dem unter anderem das Raumplanungsgesetz, das Umwelt-

schutzgesetz, das Heimatschutzgesetz und das Gewässerschutzgesetz gehören. Dies führt 

oft zu Zielkonflikten. Zahlreiche Dienst- und Fachstellen sind involviert, meist in einem sequen-

ziellen Prozess statt in Form paralleler Stellungnahmen. Dabei können unterschiedliche Fris-

ten, Prioritäten und Ressourcen den Prozess behindern. Auch gegenläufige Interessen sind 

keine Seltenheit (z. B. Energieeffizienz oder Brandschutz vs. Denkmalschutz). So kann es 

beispielsweise vorkommen, dass eine Stelle bestimmte Massnahmen zwingend verlangt, wäh-

rend eine andere dieselben Massnahmen aus denkmalpflegerischen Gründen verweigert. 

Diese Zielkonflikte führen zu absurden Blockadesituationen, die Zeit, Geld und Nerven kosten. 

Zudem gibt es zahlreiche unbestimmte Rechtsbegriffe wie „gute Einordnung“, „ortsbildverträg-

lich“ oder „Angemessenheit“. Diese bieten Interpretationsspielraum und erfordern vielfältige 

Abklärungen und/oder Gutachten. Hinzu kommt, dass es eine unterschiedliche oder wech-

selnde Praxis innerhalb derselben Behörde oder im Vergleich zwischen Gemeinden und Kan-

tonen geben kann. 

Die Mitglieder des KMU-Forums sehen daher dringenden Handlungsbedarf bei der Beschleu-

nigung und Vereinheitlichung der Baubewilligungsverfahren. Dazu gehören verbindliche Fris-

ten, klar definierte Zuständigkeiten sowie eine digitale Einreichung mit zentraler Anlaufstelle 

nach dem One-Stop-Shop-Prinzip. Die Verfahren müssen nachvollziehbar und transparent 

sein. In vielen Fällen wäre also eine Anlaufstelle nötig, die nützliche Informationen bereitstellt, 

Konflikte frühzeitig klärt und die Koordination zwischen den Amtsstellen vereinfacht, beispiels-

weise durch die Bildung von interdisziplinären Teams. 

Benutzerfreundliche Digitalisierung für Gesuchsteller 

In verschiedenen Kantonen werden unterschiedliche elektronische Lösungen entwickelt. Fehlt 

die digitale Unterschrift – insbesondere bei Beglaubigungen – ist immer noch die Papierform 

erforderlich. Manchmal werden Prozesse 1:1 übernommen, was sich für die Gesuchsteller 

mitunter als komplizierter erweist. So können Baugesuche beispielsweise nur noch über eine 

Plattform eingereicht werden – unabhängig vom Umfang. Die Registrierung und Handhabung 

sind zudem manchmal umständlich und kompliziert. 

Die Mitglieder des KMU-Forums fordern eine benutzerfreundlichere Digitalisierung der Baube-

willigungsverfahren. 

Erhöhung der Rechts- und Planungssicherheit 

Aufgrund laufender und/oder angekündigter Planungsrevisionen (Ortsplanung, kantonale 

Richtpläne usw.) oder Regulierungsänderungen fehlt Gesuchstellern oft der Überblick. Rück-

wirkende Änderungen führen zudem zu grosser Rechtsunsicherheit oder faktischen Bau-

stopps. Es darf nicht sein, dass laufende Projekte neu geplant oder angepasst werden müssen 

– oft mit erheblichen Kostenfolgen und zeitlichen Verzögerungen – nur weil sich die Regeln 
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während der Projektlaufzeit geändert haben. Geeignete Übergangsbestimmungen können sol-

che Probleme verhindern und sollten stets vorgesehen werden. 

Zusammenarbeit mit den Kantonen 

Die Dienststelle Raum und Wirtschaft des Kantons Luzern wurde damit beauftragt, den Bau-

bewilligungsprozess zu optimieren (siehe dazu: «Bauen Sie mit uns die Zukunft»). Wir sind 

der Meinung, dass im Rahmen der Bereichsstudie zum Gewerbebau Kontakte zu Kantonen 

gesucht werden sollten, die bereits Optimierungsprojekte lanciert haben. So können Synergien 

genutzt werden. 

Wir danken Ihnen dafür, dass Sie die Mitglieder unserer Kommission konsultiert haben. Für 

weitere Fragen und Informationen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüssen 

                             

Daniela Schneeberger  Martin Saladin  

Co-Präsidentin des KMU-Forums  Co-Präsident des KMU-Forums 

Nationalrätin, Vizepräsidentin  Vizedirektor und Leiter der Direktion für 

des Schweizerischen Gewerbeverbands  Standortförderung des Staatssekretariats 

 für Wirtschaft SECO   

 

 

 

https://rawi.lu.ch/baubewilligungen/zukunft_baubewilligung

